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251 Verordnung 
zur Abänderung des Hypothekenbankgeſetzes. 
Vom 20. November 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 63 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
(G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Das Hypothekenbankgeſetz vom 13. Juli 1899 (R. G. Bl. S. 375) in der Faſſung der Geſetze 
vom 10. September 1924 (G. Bl. S. 417), vom 13. Juni 1928 (G. Bl. S. 155) und vom 24. Juni 
1930 (G. Bl. S. 153), ſowie der Rechtsverordnung vom 13. November 1931 (G. Bl. S. 786) wird 
wie folgt geändert: 
§ 51 erhält folgenden Wortlaut: 
Dem Treuhänder können auch die Obliegenheiten des nach 8 4 Abſ. 3 beſtellten Kommiſſars 
übertragen werden. 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 20. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


252 Rechts verordnung 
betr. Abänderung des Jugendwohlfahrtgeſetzes vom 8. Juli 1927. 
Vom 24. November 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 48 und 8 2 d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft beſtimmt: 


Artikel ! 
Das Geſetz für Jugendwohlfahrt vom 8. Juli 1927 (G. Bl. S. 269) wird wie folgt 
geändert: N 
1. 5 5 erhält folgende Faſſung: 8 ö 

Die Behörden des Staates und der Selbſtverwaltungskörper, die Organe der Verſiche⸗ 
rungsträger und die Jugendämter haben ſich gegenſeitig und die Jugendämter einander zur 
Erfüllung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt Beiſtand zu leiſten. Die Organe der Ver⸗ 
ſicherungsträger ſind insbeſondere zur Auskunfterteilung über alle das Beſchäftigungsver⸗ 
hältnis des Minderjährigen und der zu ſeinem Unterhalt verpflichteten Perſonen betreffenden 
Tatſachen verpflichtet. Inſoweit finden die Vorſchriften des 8 142 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung und des $ 309 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes keine Anwendung. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 12. 1933.) 


2. 


0 
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In Abſchnitt IIb erhält § 10 folgende Faſſung: 

Das Jugendamt beſteht aus dem Vorſitzenden und in der Stadt Danzig aus 2, in Zoppot 
ſowie den Landkreiſen aus einem weiteren Beamten des Selbſtverwaltungskörpers als Stellver⸗ 
treter. 

Ferner gehören ihm als Mitglieder an in der Stadt Danzig 7, in den übrigen Selbſtverwal⸗ 
tungskörpern 4 in der Jugendwohlfahrt erfahrene und bewährte Männer und Frauen. 

In der Stadt Danzig werden dieſe von dem Senat, in Zoppot von dem Magiſtrat und in 
den Landkreiſen von dem Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes ernannt. 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorſchlägen, die von den freien Vereinigungen zu 
machen ſind, welche ſich ganz oder überwiegend mit der Förderung der Jugendwohlfahrt befaſſen 
oder der Jugendbewegung dienen, ſoweit ſie im Bezirke wirken, für den das Jugendamt errichtet 
it. Die Vereinigungen haben mindeſtens die doppelte Anzahl der auf ſie entfallenden Stellver- 
treter vorzuſchlagen. Die Vorgeſchlagenen müſſen die Wählbarkeit für Ehrenämter des Selbſtver⸗ 
waltungskörpers haben. Über die Zulaſſung der Vereinigungen zur Ausübung des Vorſchlags⸗ 
rechts und die Zahl der von ihnen zu ſtellenden Vertreter entſcheidet der Jugendpfleger. Bei 
der Entſcheidung iſt auf die Bedeutung der Vereinigungen für die Jugendwohlfahrtspflege Rüd- 
ſicht zu nehmen. 

Für jedes Mitglied des Jugendamtes iſt ein Erſatzmann zu beſtimmen. 

Dem Jugendamt gehören ferner je ein evangeliſcher und katholiſcher Geiſtlicher an. Die Geiſt⸗ 
lichen werden von den biſchöflichen Behörden beſtimmt. 

Den Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter ernennt in der Stadt Danzig der Senat und in 
Zoppot der Magiſtrat. In den Kreisjugendämtern führt den Vorſitz der Landrat als Vor⸗ 
ſitzender des Kreisausſchuſſes. Der Stellvertreter wird von dem Vorſitzenden beſtimmt. 

In das Jugendamt ſollen hauptamtlich nur Perſonen berufen werden, die eine für die Be⸗ 
tätigung in der Jugendwohlfahrt hinreichende Ausbildung beſitzen, die insbeſondere durch eine 
mindeſtens einjährige praktiſche Arbeit in der Jugendwohlfahrt erworben iſt. 


5 12 erhält folgende Faſſung: 


Die Mitglieder der Jugendämter werden für die Wahlperiode der Derhrekine des Gelbit- 
verwaltungskörpers, bei dem das Jugendamt errichtet it, ernannt. 


Die SS 14 und 15 werden geſtrichen. 
Im 8 17 tritt anſtelle des Wortes „Bezirksausſchuß“ das Wort „Verwaltungsgericht“. 
. $ 53 erhält folgende Faſſung: 


Ein Minderjähriger, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, it durch Beſchluß des 
Vormundſchaftsgerichtes der Fürſorgeerziehung zu überweiſen, 

1. wenn die Vorausſetzungen des § 1666 oder des § 1838 des Bürgerlichen Geſetzbuches vor⸗ 
liegen und zur Verhütung der Verwahrloſung des Minderjährigen die anderweite Unter⸗ 
bringung erforderlich iſt, eine nach dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts geeignete Un⸗ 
terbringung aber ohne Inanſpruchnahme öffentlicher Mittel nicht erfolgen kann. Zur Ver⸗ 
hütung lediglich körperlicher Verwahrloſung iſt die Überweiſung nicht zuläſſig, 

2. wenn die Fürſorgeerziehung zur Beſeitigung der Verwahrloſung wegen Unzulänglichkeit 
der Erziehung erforderlich iſt. 


Die Fürſorgeerziehung darf nicht angeordnet werden, wenn ſie offenbar keine Ausſicht auf 


Erfolg bietet. 


Für den Fall, daß Ausſicht auf Erfolg der Fürſorgeerziehung beſteht, kann dieſe mit Zu⸗ 
ſtimmung der Fürſorgeerziehungsbehörde auch noch angeordnet werden, wenn der Minderjährige 
das 18., aber noch nicht das 19. Lebensjahr vollendet hat. 

Maßgebend für die Altersgrenze iſt der Zeitpunkt, in dem der Antrag bei Gericht eingeht 


SE das Verfahren gemäß $ 65 oder $ 67 eingeleitet wird; der Zeitpunkt iſt aktenkundig zu 
machen. 


. Im $ 56 Abſ. 1 Satz 3 treten an Stelle der Worte „20. Lebensjahr“ die Worte „19. Lebens⸗ 


jahr“. 


. $ 57 erhält folgende Faſſung: 


Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht die vorläufige Fürſorgeerziehung 


des Minderjährigen beſchließen. Das Vormundſchaftsgericht kann die vorläufige Fürſorgeerziehung 


auch zur Prüfung, ob die Fürſorgeerziehung Ausſicht auf Erfolg bietet, auf die Dauer von 
6 Monaten beſchließen. Gegen den Beſchluß ſteht den in $ 55 Abſ. 6 Genannten die ſofortige 
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Beſchwerde zu. $ 18 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit findet keine Anwendung. 


5 60 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Die Fürſorgeerziehungsbehörde gilt für alle Rechtsgeſchäfte, die die Eingehung, Anderung 
oder Aufhebung eines Dienſt⸗ oder Lehrvertrages oder die Geltendmachung der ſich aus einem 
ſolchen Vertrage ergebenden Anſprüche betreffen, als geſetzliche Vertreterin des Minderjährigen. 
Sie iſt insbeſondere befugt, den Arbeitsverdienſt des Minderjährigen zu verwalten und für ihn 
zu verwenden. 


10. An die Stelle der 88 61 und 62 treten folgende SS 61 und 62: 


al 


§ 61 

Die Fürſorgeerziehung endigt mit der Vollendung des 19. Lebensjahres. . 

Die Fürſorgeerziehung iſt früher auszuheben, wenn ihr Zweck erreicht oder anderweitig 
ſichergeſtellt iſt, und zwar von Amts wegen oder auf Antrag des im $ 55 Abſ. 6 Genannten 
ii Free des Minderjährigen. Die Aufhebung kann auch unter Vorbehalt des Widerrufs 
erfolgen. 

Für die Entſcheidung über die Aufhebung gemäß Abſ. 2 it die Fürſorgeerziehungsbehörde 
zuſtändig. Der Antragſteller kann, wenn die Fürſorgeerziehungsbehörde die Aufhebung ablehnt, 
binnen zwei Wochen ſeit Zuſtellung des ablehnenden Beſchluſſes die Entſcheidung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts anrufen. Gegen dieſen Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

Der Antrag auf Aufhebung kann außer vom Jugendamt nicht vor Ablauf eines Jahres 
ſeit der Rechtskraft des die Fürſorgeerziehung anordnenden Beſchluſſes geſtellt, ein abgewieſener 
Antrag kann vor dem Ablauf von ſechs Monaten nicht erneuert werden. 


§ 62 

Auf Antrag der Fürſorgeerziehungsbehörde kann beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe die 
Fortführung der Fürſorgeerziehung vom Vormundſchaftsgericht über das vollendete neunzehnte 
Lebensjahr, jedoch nicht über den Zeitpunkt des Eintritts der Volljährigkeit des Minderjährigen 
hinaus angeordnet werden, wenn die Fortführung zur Erreichung des Zweckes der Fürſorge⸗ 
erziehung erforderlich iſt. 

Die Anhörung des Minderjährigen, des geſetzlichen Vertreters und der Eltern ſteht im Er⸗ 
meſſen des Vormundſchaftsgerichts. Der Beſchluß iſt dem Minderjährigen, dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter und den Eltern mitzuteilen; im Falle der Ablehnung erfolgt die Mitteilung an die Für⸗ 
ſorgeerziehungsbehörde durch Zuſtellung. 

Das Vormundſchaftsgericht entſcheidet endgültig; doch ſteht der Fürſorgeerziehungsbehörde 
gegen den die Fortführung der Fürſorgeerziehung ablehnenden Beſchluß die ſofortige Beſchwerde zu. 

Solange über den Antrag nicht rechtskräftig entſchieden iſt, dauert die Fürſorgeerziehung fort. 
§ 63 erhält folgende Faſſung: 

Die Fürſorgeerziehungsbehörde kann einen Minderjährigen nach Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres wegen Unausführbarkeit der Fürſorgeerziehung aus Gründen, die in der Perſon 
des Minderjährigen liegen, nach Anhörung des Jugendamts aus der Fürſorgeerziehung unter 
der Vorausſetzung entlaſſen, daß die Fürſorgeerziehung mindeſtens ein Jahr gedauert hat. Die Voll⸗ 
endung des achtzehnten Lebensjahres und die einjährige Durchführung der Fürſorgeerziehung iſt 
für die Entlaſſung nicht erforderlich, wenn eine krankhafte geiſtige Veranlagung vorliegt, die 
eine erzieheriſche Beeinfluſſung ausſchließt und die in abſehbarer Zeit nicht durch die Fürſorge⸗ 
erziehung behoben werden kann und wenn die Fürſorge für ihn in anderer Weiſe ſicher geſtellt 
iſt. Die Fürſorgeerziehungsbehörde bedarf für die Entlaſſung der Zuſtimmung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts. Gegen die Verſagung der Zuſtimmung ſteht der Fürſorgeerziehungsbehörde die 
ſofortige Beſchwerde zu. 

Artikel II 
Die Amter der Mitglieder des Ausſchuſſes bei der Senatsabteilung für Soziales (SS 14 und 15) 


erlöſchen. 


Die Amter der Mitglieder des Jugendamtes ($ 10) und der beſonderen Ausſchüſſe ($ 13) er⸗ 


löſchen mit der Ernennung der neuen Mitglieder. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt hinſichtlich des Art. Ziffer 2 bis 5 und des Art. II mit dem Tage der 


Verkündung, im übrigen mit dem 15. Dezember 1933 in Kraft. 
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Für Minderjährige, die vor dem Inkrafttreten ihr neunzehntes Lebensjahr vollendet haben oder 
dieſes bis zum 1. Mai 1934 vollenden, endigt die Fürſorgeerziehung erſt am 30. April 1934. Bis 
dahin können Anträge aus $ 62 geſtellt werden. 

Die Fürſorgeerziehung kann vor dem 1. Mai 1934 Minderjährige, die das neunzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, aus der Fürſorgeerziehung entlaſſen. 

Danzig, den 24. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Hohnfeldt 


253 Sechſte Verordnung 
N zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes. 
Vom 24. November 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 22, 23 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Das Arbeitsgerichtsgeſetz vom 28. Dezember 1928 in der Faſſung der Verordnungen vom 31. März 
1931, 24. April 1931, 16. Juni 1931, 13. September 1932, 14. Juli 1933 und 28. Juli 1933 (G. Bl. 
1929 S. 5, 29; 1931 S. 56, 61, 491; 1932 S. 711; 1933 S. 329, 338) wird dahin geändert: 

1. In § 11 wird folgende Beſtimmung als Abſ. 3 eingeſtellt: 

Der Senat kann durch Verordnung andere Vereinigungen den in den Abſätzen 1 und 2 be⸗ 
zeichneten Vereinigungen für die Prozeßvertretung gleichſtellen. 

Der bisherige Abſ. 3 wird Abſ. 4. 

2. S 20 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Sie ſind in angemeſſenem Verhältnis unter billiger Berückſichtigung der Minderheiten aus den Vor⸗ 

ſchlagsliſten zu entnehmen, die von den in dem Gerichtsbezirk beſtehenden wirtſchaftlichen Ver⸗ 

einigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, von den ihnen für die Prozeßvertretung nach 8 11 

Abſ. 3 gleichgeſtellten Vereinigungen und von den im § 22 Abſ. 2 Nr. 2 bezeichneten Körper⸗ 

ſchaften eingereicht werden. 

3. § 22 Abſ. 3 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: 

Mitglieder und Angeſtellte wirtſchaftlicher Vereinigungen von Arbeitgebern, ihnen nach $ 11 Abſ. 3 

für die Prozeßvertretung gleichgeſtellter Vereinigungen oder von Verbänden ſolcher Vereinigungen, 

die kraft Satzung oder Vollmacht zur Prozeßvertretung befugt ſind. 
4. § 23 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Den Arbeitern ſtehen für die Berufung zum Beiſitzer Mitglieder und Angeſtellte wirtſchaftlicher 
Vereinigungen von Arbeitern, ihnen nach 8 11 Abſ. 3 für die Prozeßvertretung gleichgeſtellter 
Vereinigungen oder von Verbänden ſolcher Vereinigungen gleich, die kraft Satzung oder Vollmacht 
zur Vertretung befugt ſind; den Angeſtellten ſtehen Mitglieder und Angeſtellte wirtſchaftlicher Ver⸗ 
einigungen von Angeſtellten, ihnen nach 8 11 Abſ. 3 für die Prozeßvertretung gleichgeſtellter Ver⸗ 
einigungen oder von Verbänden ſolcher Vereinigungen gleich, die kraft Satzung oder Vollmacht zur 
Vertretung befugt ſind. 

Danzig, den 24. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
2⁵⁴ Verordnung 
über die Beiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden. 
Vom 24. November 1933. 
Auf Grund des 8 1 Ziffer 22, 23 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 


Die Berufungszeit der gegenwärtig im Amt befindlichen Arbeitsvichter und Landesarbeitsrichter 
endet mit dem 31. Dezember 1933. 
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82 
Die Berufung neuer Arbeitsrichter und Landesarbeitsrichter iſt nach den Vorſchrüften des Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetzes rechtzeitig vor dem 1. Januar 1934 vorzunehmen. 


Danzig, den 24. November 1933, 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


2⁵⁵ | Rechtsverordnung 
betreffend den Erlaß einer Arzteordnung. 
Vom 1. Dezember 1933. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juli 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft eine Arzteordnung erlaſſen. 


N Artikel I 
Die Arzteordnung hat folgenden Wortlaut: 


Arzteordnung 
1. Abſchnitt 
Vom Arzt 
A. Arzteſchaft und Geſundheitspflege 
81 
Berufung der Arzte⸗ Die Arzteſchaft der Freien Stadt Danzig in ihrer Geſamtheit iſt zum Ge⸗ 
ſchaft. ſundheitsdienſt an der Bevölkerung der Freien Stadt Danzig berufen. 
82 Be 
Tätigkeit des einzelnen Die Tätigkeit des einzelnen Arztes iſt in Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
Arztes. Dienſt am Kranken und an der Geſundheit des Volkes. Die Ausübung dieſes 


Dienſtes iſt keine gewerbliche Tätigkeit. 
B. Erwerb und Verluſt der ärztlichen Verufsſtellung. 
83 
Berechtigung zur Aus⸗ Den ärztlichen Beruf innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig aus⸗ 
übung des ärztlichen zuüben iſt nur berechtigt, wer im Beſitze einer in der Freien Stadt Danzig 
Berufs. gültigen, d. h. durch den Senat anerkannten Approbation iſt. Der Anerkennung 
hat die Zuſtimmung der Ärztekammer vorauszugehen. 


8 4 f 

Bezeichnung als Arzt. Wer zur Ausübung des ärztlichen Berufs innerhalb des Gebietes der Freien 
Stadt Danzig nicht berechtigt iſt, darf ſich weder Arzt nennen, noch eine Be⸗ 
zeichnung führen, durch die der Anſchein erweckt werden kann, daß der Betreffende 
zur Ausübung des ärztlichen Berufs berechtigt ſei. 


8 5 i 
Im Ausland appro⸗ 1. Einem im Ausland approbierten und nicht im Gebiet der Freien Stadt 
bierte Arzte. Danzig anſäſſigen Arzt kann nach Stellungnahme der Ärztekammer die Aus⸗ 


übung des ärztlichen Berufs innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig 
widerruflich geſtattet werden. 3 

2. Im Ausland approbierte Arzte, die die Befugnis zur Ausübung des 
ärztlichen Berufs innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig haben, ſtehen 
den nach § 3 approbierten Ärzten vorbehaltlich beſonderer Beſtimmungen gleich. 


86 
Verſagung der Aner⸗ Die Anerkennung der Approbation iſt zu verſagen: 
kennung der Appro⸗ a) demjenigen, der die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. Iſt gegen ihn 
bation. wegen einer ſtrafbaren Handlung, welche den Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte zur Folge haben kann, die öffentliche Klage erhoben, ſo iſt 
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die Entſcheidung über die Anerkennung der Approbation bis zur Beendi- 
gung des öffentlichen Verfahrens auszuſetzen. 

b) demjenigen, der ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, daß ihn 
unwürdig macht, der Arzteſchaft anzugehören. Vor der Entſcheidung iſt 
die Arztekammer gutachtlich zu hören. 


8 7 
Widerruf der Anerken⸗ Die Anerkennung der Approbation iſt zu widerrufen: 
nung der Approba⸗ a) wenn die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargetan iſt, auf Grund deren die 
tion. Approbation erlangt iſt, 
b) wenn ſich ergibt, daß die Anerkennung der Approbation gemäß § 6 
hätte verſagt werden müſſen, 
e) wenn der Approbierte durch berufsgerichtliches Urteil für unwürdig 
erklärt iſt oder für unwürdig erklärt wird, der Arzteſchaft weiter anzugehören, 
d) wenn dem Arzt die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden. 


88 : 
Wiederanerkennung der Die Wiederanerkennung der Approbation kann nur mit Zuſtimmung der 
Approbation. erklärt iſt oder für unwürdig erklärt wird, der Arzteſchaft weiter an⸗ 
zugehören, 


8 9 
Approbation und Aus⸗ 1. Durch die Anerkennung der Approbation durch den Senat der Freien 
übung des ärztlichen Stadt Danzig erlangt der Arzt die ſtaatliche Berufung zur Ausübung der Heil- 
Berufs. kunſt im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 

2. Das Recht zur Ausübung des ärztlichen Berufes ruht jedoch, wenn der 
Approbierte infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen eingetretener 
Schwäche ſeiner geiſtigen Kräfte oder wegen Rauſchgiftſucht oder aus einem 
ſonſtigen Grunde zur Erfüllung der Pflichten eines Arztes unfähig erſcheint. 

3. Das Recht zur Ausübung des ärztlichen Berufes ruht ferner, wenn im 
berufsgerichtlichen eee ein Verbot der Ausübung der ärztlichen Tätigkeit 
verhängt iſt. 

§ 10 
Verfahren. Über die Verſagung und Entziehung der Anerkennung der Approbation 
und über das Ruhen der Ausübung des ärztlichen Berufs, mit Ausnahme des 
§ 9 Abſ. 3, entſcheidet die für die Anerkennung der Approbation zuſtändige 
Stelle nach Stellungnahme der Ärztekammer. 


§ 11 
Verluſt bet Saal Bei im Ausland approbierten Ärzten ($ 5) finden die 88 610 hinſichtlich 
ſchen 1 andis ihrer Berechtigung zur Ausübung des ärztlichen Berufs entſprechende Anwendung. 

§ 12 


Verzicht auf die Aus⸗ Ein Verzicht auf die Approbation iſt unwirkſam. Jeder Arzt iſt indes 
8 1 des ärztlichen berechtigt, auf die Ausübung des ärztlichen Berufs zu verzichten. Wie weit ein 
8 ſolcher Verzicht von den allgemeinen Berufspflichten befreit, beſtimmt die Arzte⸗ 
kammer. 
C. Die Berufsſtellung des Arztes 
8 13 
1. Ein Arzt iſt erſt dann berechtigt, ſich an einem Ort des Gebietes der 
Freien Stadt Danzig zur Ausübung des ärztlichen Berufs niederzulaſſen, wenn 
ihm hierzu eine beſondere Genehmigung des Senats erteilt iſt. Der Genehmigung 
hat die Zustimmung der Arztekammer vorauszugehen. 
2. Die Ausübung des ärztlichen Berufs im Umherziehen iſt verboten. 


8 14 
Ausübung des Berufs. Der Arzt iſt nn jeine ärztliche Tätigkeit im Einzelfalle zu verſagen. 
Jedoch wird er durch dieſes Recht weder von der Pflicht, bei dringender Gefahr 
Nothilfe zu leiſten, noch von der Erfüllung vertraglicher Pflichten entbunden. 


Ort der Berufsaus⸗ 
übung. 


Mit dem Beruf ver⸗ 
bundene Pflichten. 


Schweigepflicht. 


Strafvorſchrift. 


Aufbau. 


Aufgaben und Rechte. 
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§ 15 
Der Arzt iſt verpflichtet, ſeinen Beruf gewiſſenhaft auszuüben und ſich durch 
ſein Verhalten innerhalb und außerhalb ſeines Berufs der Achtung und des 
Vertrauens würdig zu zeigen, die ſein Beruf erfordert. 


$ 16 

1. Der Arzt iſt verpflichtet, über alle Tatſachen, die ihm kraft Ausübung 
des ärztlichen Berufs bekannt werden, Stillſchweigen zu bewahren, ſoweit er 
nicht von der Schweigepflicht entbunden iſt, oder nicht ein Geſetz oder ſittliche 
Pflichten ihn zur Offenbarung berechtigen oder verpflichten. 

2. Eine ſolche ſittliche Pflicht liegt insbeſondere vor, wenn ein berechtigtes 
öffentliches oder ein berechtigtes privates Intereſſe bei ſorgfältiger Abwägung 
höher zu bewerten iſt, als das durch die Schweigepflicht geſchützte Intereſſe, 
und zur Wahrnehmung des höheren Intereſſes die Offenbarung des Geheim⸗ 
niſſes unumgänglich iſt. 

S 

Wer den Beſtimmungen der SS 4 und 13 Abſ. 2 zuwiderhandelt, wird mit 

Gefängnis bis zu 5 Jahren oder Geldſtrafe bis zu 10000,— G beitraft. 


2. Abſchnitt 
Von der Arzteſchaft. 
A. Allgemeine Beſtimmungen 
§ 18 

1. Die Geſamtheit der im Gebiete der Freien Stadt Danzig tätigen 
Arzte iſt „Die Danziger Arzteſchaft“. 

2. Die Danziger Arzteſchaft gliedert ſich in die Arztekammer und die Be⸗ 
rufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig E. V. 

3. Die Ärztekammer it eine sauer des öffentlichen Rechts. Sie ift 
rechtsfähig. 

4. Die Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig E. V. ft 
ein eingetragener Verein mit dem Sitz in Danzig. 

5. Die Arztekammer und die Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt 
Danzig E. V. ſind die Träger der Aufgaben der berufsſtändiſchen Vertretung, 
in folgendem kurz „berufsſtändiſche Körperſchaften“ genannt. 


§ 19 

1. Aufgaben der berufsſtändiſchen Körperſchaften (S 18 Abſ. 5) iſt der 
Dienſt an der Geſundung und der Geſunderhaltung der Bevölkerung der Freien 
Stadt Danzig. Hierzu gehört alles, was für die geiſtige, ſeeliſche und körper⸗ 
liche Ertüchtigung des Volkes und für jeden Einzelnen von Bedeutung iſt. Die 
berufsſtändiſchen Körperſchaften ſorgen für die Erfüllung der der Arzteſchaft 
gegenüber Volk und Staat obliegenden Pflichten. 

2. Sie wirken bei den Aufgaben der Erbbiologie und der Raſſenhygiene, 
der ſozialen Hygiene und der Volksaufklärung mit, ſowie bei der Aufſtellung 
und Durchführung von Beſtimmungen über die Schwanger ſchaftzunces Deine 80 
und die Aufhebung der Fortpflanzungsfähigkeit. 

3. Sie vertreten die Arzteſchaft und ſorgen dafür, daß ein ſittlich und wiſſen⸗ 
ſchaftlich hochſtehender und zur Löſung der volkspflegeriſchen Aufgaben befähigter 
Arzteſtand bereitſteht. Sie haben auf ein gedeihliches Verhältnis der Arzte 
untereinander hinzuwirken. 

4. Sie nehmen die Belange der Arzteſchaft wahr und ſind zum Abſchluß 
von Geſamtverträgen, auf Grund derer die Arzte in der öffentlichen Geſund⸗ 
heitspflege oder bei nicht öffentlichen Stellen die ärztliche Verſorgung über- 
nehmen, allein berechtigt. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften können Arzte 
zur Erfüllung der von ihnen geſchloſſenen Verträge verpflichten. 

5. Sie treten für die freie Arztwahl ein, 7 8 es die Art der zu erfüllenden 


Aufgaben geſtattet. 


Durchführung der Auf⸗ 


gaben. 


Aufſicht. 


Vollziehung. 


Gebühren, Steuern, 
Abgaben. 


Allgemeines. 
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6. Sie ſind Träger der ärztlichen Selbſtverwaltung. 

7. Sie können Einrichtungen ſchaffen, die den Zweck haben, den Arzten und 
ihren Hinterbliebenen eine Verſorgung zu gewähren. 

8. Sie erſtatten Gutachten an Behörden und Gerichte oder benennen auf 
Anfordern Gutachter. 

9. Sie arbeiten in allen Angelegenheiten ihres Aufgabenkreiſes mit Be⸗ 
hörden des Staates, Gemeinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts zu⸗ 
ſammen. Sie ſind im Rahmen ihrer Aufgaben dieſen Stellen gegenüber zu An⸗ 
fragen, Vorſtellungen und Anträgen berechtigt. Die vorgenannten Stellen haben 
den berufsſtändiſchen Körperſchaften alle für die Volkspflege und ſonſtigen Auf⸗ 
gaben der berufsſtändiſchen Körperſchaften bedeutſame Mitteilungen zu machen, 
ſie vor Regelung von Angelegenheiten, die für die Volkspflege wichtig ſind, zu 
hören und auf Anfragen Auskunft zu erteilen. 


8 20 

1. Die Arztekammer kann, um die einheitliche Durchführung der im $ 19 
feſtgelegten gemeinſamen Aufgaben ſicherzuſtellen, der Berufsvereinigung An⸗ 
weiſungen geben, in welcher Weiſe die Aufgaben durchzuführen ſind. 

2. Die Ärztekammer kann die Berufsvereinigung mit der Erledigung be⸗ 
ſonderer Aufgaben der Arztekammer beauftragen und für die Erfüllung dieſer 
Aufgaben Anweiſungen geben. 

3. Die Arztekammer kann, falls ihre Anweiſungen nicht befolgt werden, 
die Aufſichtsbehörde gemäß S 21 Zf. 1 anrufen. 

4. Die Berufsvereinigung der Arzte hat von ſich aus alles zu tun, um die 
Beſtrebungen und Beſchlüſſe der Arztekammer zu verwirklichen. 

5. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften haben ſich gegenſeitig, insbeſondere 
auf Erſuchen hin, zu unterſtützen. 

6. Die Arzte find an die Beſchlüſſe ihrer berufsſtändiſchen Körperſchaften 
gebunden, beamtete Arzte jedoch nur inſoweit, als dadurch ihre amtlichen Ver⸗ 
pflichtungen nicht beeinträchtigt werden. 


§ 21 
1. Die Aufſicht über die berufsſtändiſchen Körperſchaften führt der Senat 
Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 
2. Die Aufſicht erſtreckt ſich darauf, daß die Geſetze und die ſonſtigen ver⸗ 
bindlichen Beſtimmungen beachtet werden. 


8 22 

1. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften ſind berechtigt, die Arzte zur Be⸗ 
folgung ihrer den berufsſtändiſchen Körperſchaften gegenüber beſtehenden Pflichten 
1 Ordnungsſtrafen anzuhalten. Näheres ordnen die berufsſtändiſchen Körper⸗ 

ften. 5 

2. Die Beitreibung der Ordnungsſtrafen erfolgt durch die berufsſtändiſchen 
Körperſchaften im Verwaltungszwangsverfahren. Die Ordnungsſtrafen fließen 
in die Kaſſen der berufsſtändiſchen Körperſchaften. 


Ss 23 
1. Das Vermögen und die Einnahmen der berufsſtändiſchen Körperſchaften 
ſind von Landes⸗ und Kommunalſteuern und Abgaben befreit. 
2. Gebühren⸗ und ſtempelfrei ſind alle Verhandlungen und Urkunden der 
berufsſtändiſchen Körperſchaften. : 
B. Die einzelnen berufsſtändiſchen Körperſchaften 
er J. Die Arztekammer 
Allgemeine Beſtimmungen 
8 24 
1. Die Arztekammer umfaßt das Gebiet der Freien Stadt Danzig. Sie 
hat ihren Sitz in Danzig. 
2: Sie führt ein Siegel mit dem Wappen der Freien Stadt Danzig und 
mit der Umſchrift: Arztekammer der Freien Stadt Danzig. 


Meldungsweſen. 


Allgemeine Aufgaben. 


Berufsordnung. 


Beſondere Einrichtun⸗ 
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3. Der Arztekammer unterſtehen alle Arzte im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig (88 3 und 5) unbeſchadet der in 8 20 Abf. 6 ausgeſprochenen Aus⸗ 
nahme. 

8 25 

1. Jeder Arzt hat ſich bei der Arztekammer unter Vorlage der Approba⸗ 
tionsurkunde anzumelden, dabei die weiteren erforderlichen Angaben zu machen, 
Nachweiſe zu erbringen und alle Anderungen anzuzeigen. 

2. Die Arztekammer kann hierfür nähere Beſtimmungen erlaſſen. Sie kann 
für den Fall der Nichtbeachtung der Vorſchriften (Abſ. 1) Ordnungsſtrafen 
verhängen. 

3. Die Arztekammer kann die Mithilfe beamteter Arzte und der Behörden 
in Anſpruch nehmen. 

4. Die Arztekammer erſtattet der zuſtändigen Medizinalbehörde Anzeige 
von den bei ihr eingegangenen Meldungen. 


Aufgaben der Arztekammer 
8 26 
1. Die Ärztekammer hat die gemeinſamen Intereſſen der berufsſtändiſchen 
Körperſchaften für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wahrzunehmen. Sie 
hat dafür Sorge zu tragen, daß dieſe ihre Aufgaben einheitlich durchführen. 

2. Der Ärztekammer ſteht insbeſondere zu: 

a) Die Pflege und Vermittlung des Verkehrs mit allen Behörden, Ge⸗ 
meinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 

b) Die Mitarbeit und ſachverſtändige Beratung an den der Volkspflege 
dienenden Beſtrebungen und Einrichtungen und an der Geſtaltung dieſer 
Einrichtungen, insbeſondere der öffentlichen Geſundheitspflege einſchließlich 
Erbgeſundheitspflege und Raſſenhygiene. 

c) Die Bearbeitung aller Fragen, die die Stellung des Arztes und die 
für den Arzt notwendige Freiheit in ſeiner Berufsausübung, auch in der 
Sozialverſicherung betreffen. 

d) die Förderung und Pflege des ärztlichen Ausbildungs⸗ und Fortbil⸗ 
dungsweſens. 

e) Die Führung des Landesarztregiſters. 

f) Die Vertretung der Danziger Arzteſchaft. 


Ss 27 
Die Arztekammer erläßt eine Berufsordnung. In ihr Ft fie insbeſondere 
die Rechte und Pflichten der Arzte, die Beziehungen der Arzte zueinander, die 
Befugnis ſich Facharzt zu nennen, die Facharztbezeichnung, ſowie das Anzeigen⸗ 
und Schilderweſen für Arzte. 
Ss 28 
1. Die Arztekammer unterſtützt den Senat und ſeine Organe in allen ſeinen 


gen der Volkspflege. volksgeſundheitlichen Beſtrebungen. 


Durchführung behan⸗ 


2. Die Ärztekammer wirkt auf eine den Bedürfniſſen der Bevölkerung und 
Arzte entſprechende Verteilung der Arzte auf das Landesgebiet hin. 


8 29 
1. Zur Teilnahme an der Tätigkeit in der öffentlichen Geſundheitspflege, 


delnder Tätigkeit in insbeſondere in der Geſundheitsfürſorge und in der Sozialverſicherung iſt grund⸗ 
der öffentlichen Ge⸗ ſätzlich jeder freipraktizierende, niedergelaſſene Arzt berechtigt, der die wiſſen⸗ 


ſundheitspflege. 


ſchaftlichen Vorausſetzungen und die Eignung dazu beſitzt. In Zweifelsfällen 
ſtellt die Ärztekammer feſt, ob die wiſſenſchaftlichen Vorausſetzungen und die 
Eignung vorhanden ſind. 

2. Können trotz wiſſenſchaftlicher ausreichender Vorbildung und Eignung 
nicht alle Arzte an der behandelnden Tätigkeit in öffentlicher Geſundheitspflege 
teilnehmen, ſodaß die Zulaſſung geregelt werden muß, ſo hat die Arztekammer 


die Zulaſſung und das Verfahren für die Zulaſſung zu regeln. 


3. Werden für die Tätigkeit in der öffentlichen Geſundheitspflege ſeitens 
der Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig Vereinbarungen 


Durchführung von Ver⸗ 
waltungstätigkeit in 
der öffentlichen Ge⸗ 
ſundheitspflege. 


Vertragsweſen. 


Mitglieder der Arzte⸗ 
kammer. 


Amtsſtellen der Arzte⸗ 


kammer. 


Der Führer, Führerrat 
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über ein Geſamthonorar getroffen (Geſamtverträge), ſo kann die Arztekammer 
die näheren Beſtimmungen zur Verteilung des Geſamthonorars treffen. 

4, Die Arztekammer kann Beſtimmungen oder Richtlinien für die im Dienſte 
der öffentlichen Geſundheitspflege einzuhaltende Wirtſchaftlichkeit bei der Be⸗ 
handlung und Verordnung der Arzte erlaſſen. 

5. Die Arztekammer kann auch Beſtimmungen über eine übermäßige Aus⸗ 
dehnung der Tätigkeit beim Arzte treffen. 


8 30 

1. Die Arztekammer hat das Recht, bei der Auswahl von Arzten für den 
Verwaltungsdienſt in der öffentlichen Geſundheitspflege, insbeſondere auch für 
den vertrauensärztlichen Dienſt mitzuwirken. 

2. Sie kann insbeſondere den in Betracht kommenden Stellen Vorſchläge 
für die Auswahl geeigneter Arzte machen und andererſeits begründete Bedenken 
gegen die Eignung eines Arztes erheben, um ſeine Beſchäftigung oder Weiter⸗ 
beſchäftigung zu verhindern. 

3. Werden die erhobenen Bedenken nicht beachtet, jo kann die Ärztekammer 
Einſpruch beim Senat zum Zwecke einer Nachprüfung erheben. 


8 31 

1. Verträge zwiſchen der Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt 
Danzig E. V., einzelnen Arztem oder Arztgruppen mit Behörden, Kranken⸗ 
fallen, Krankenanſtalten, Gemeinden, Fürſorgeſtellen, Vereinen, Vereinigungen 
und Betrieben zum Zwecke ärztlicher Verſorgung, ſowie Verträge über die 
Abgabe oder Übernahme einer Praxis bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Geneh⸗ 
migung durch die Ärztekammer. 

Entgegenſtehende geſetzliche Beſtimmungen treten inſoweit außer Kraft. 

2. Verträge mit einzelnen Patienten fallen nicht unter die Beſtimmungen 
des Abſatzes 1. 


Die Verfaſſung der Arztekammer 
8 32 

1. Die Ärztekammer beſteht aus 12 Mitgliedern, von denen einer der 
Führer iſt und 4 den Führerrat bilden. Für dieſe 12 Mitglieder se Kammer 
ind 12 Stellvertreter vorzuſehen. 

g 2. Die Mitglieder und Stellvertreter müſſen die Danziger Staatsüthe⸗ 
hörigkeit haben. 

3. Die Mitgliedſchaft gilt für die Dauer von 4 Jahren. 

4. Das Amt als Mitglied der Arztekammer darf nur aus einem wichtigen 
Grunde vor Ablauf der Dauer der Mitgliedſchaft niedergelegt werden. Hierüber 
entſcheidet der Führer der Arztekammer endgültig. 

5. Im Falle zeitweiliger oder dauernder Verhinderung eines Kammer⸗ 
mitgliedes beſtimmt der Führer die Stellvertretung aus der Zahl der Mit⸗ 
glieder oder Stellvertreter, ſoweit nicht für die beſtimmten Amtsſtellen beſondere 
Vertreter gewählt ſind und zur Verfügung ſtehen. 

6. Im übrigen regelt die Arztekammer das Nähere. 


§ 33 
Amtsſtellen der Arztekammer ſind der Führer und der Führerrat. 


8 34 
1. Die Mitglieder der Arztekammer und ihre 3 werden vom 


und Abgeordnete der Senat auf Vorſchlag der berufsſtändiſchen Körperſchaften berufen. 


Ürztelammer. 


2. Der Senat als Aufſichtsbehörde ernennt einen Staatskommiſſar bei der 
Arztekammer. 

3. Die Mitglieder der Arttekammer wählen den Führer und den Führerrat 
ſowie deren Stellvertreter. Die Wahl erfolgt in der erſten Sitzung der Arzte⸗ 
kammer unter Leitung des Staatskommiſſars, durch ſchriftliche Abſtimmung in 


i beſonderen Wahlgängen. Abſolute Mehrheit entſcheidet. 


Geſchäftsordnung der 
Ärztekammer. 


Sitzungen des Führer⸗ 
rats und der Arzte⸗ 
kammer. 


Sonſtige 
Beſtimmungen. 


Beiträge. 


Aufgaben. 


Berufs aufſicht. 
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4. Wo das Geſetz Aufgaben der Arztekammer zuweiſt, beſtimmt der 
Führer, wie weit dieſe Aufgaben von ihm oder ſeinen Beauftragten, vom 
Führerrat oder der Geſamtheit der Ärztekammer wahrzunehmen ſind. 

5. Der Führer leitet die Geſchäfte der Arztekammer und vertritt die Arzte⸗ 
kammer nach außen. 

6. Die Mitglieder des Führerrats ſtehen dem Führer zur Seite und haben 
ihn in allen Angelegenheiten der Führung zu beraten und zu unterſtützen. 


Ss 35 
Die Arztekammer gibt ſich eine Geſchäftsordnung, die der Genehmigung 
des Senats bedarf. 
§ 36 
1. Der Führer beruft den Führerrat und die Ärztekammer zu Sitzungen. 
Er hat die Sitzung einzuberufen, wenn die Aufſichtsbehörde es erfordert. 
2. Die Aufſichtsbehörde iſt rechtzeitig zu den Sitzungen unter Mitteilung 
der Tagesordnung einzuladen. Ihre Vertreter können jederzeit das Wort nehmen. 


§ 37 
1. Die Ärztekammer beſtimmt die Art und Weiſe, wie ihre Veröffentli⸗ 
chungen zu erfolgen haben. 
2. Mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung erhält dieſe Wirkſamkeit, wenn 
nicht ihr Inhalt etwas anderes beſagt. 


§ 38 

1. Die Ärztekammer kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben von den Arzten 
feſte Beiträge oder Beiträge in Geſtalt eines Hundertſatzes der Einnahmen 
aus ärztlicher Berufstätigkeit erheben. Sie kann dieſe Beiträge auch ſtaffeln und 
je nach Zweckbeſtimmung des Beitrages und nach der Art der Einnahmen unter⸗ 
ſchiedlich geſtalten. Die Steuerämter haben auf Verlangen der Ärztekammer 
Aufſchluß über die Einnahmen der Arzte zu geben. 

2. Bewilligt die Arztekammer keine ausreichenden Beiträge, ſo ſetzt der 
Führerrat die erforderliche Beitragshöhe mit Genehmigung der Aufſichtsbe⸗ 
hörde feſt. 


II. Die Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig E. V. 
§ 39 

1. Der Aufbau und die Aufgaben der Berufsvereinigung der Arzte der 
Freien Stadt Danzig e. V., der Erwerb und Verluſt der Vereinsmitgliedſchaft, 
Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder werden durch die Satzung der Be⸗ 
rufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig E. V. beſtimmt. 

2. Die Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig E. V. iſt 
die kaſſenärztliche Vereinigung im Sinne der Vertragsordnung und der Zu⸗ 
laſſungsordnung. 

3. Abſchnitt 
Berufsaufſicht, Schlichtung, Schiedsweſen und Berufs⸗ 
gerichts barkeit 
8 40 

1. Die Arztekammer hat darüber zu wachen, daß der Arzt die mit ſeinem 
Beruf verbundenen Pflichten gewiſſenhaft erfüllt. Verletzt ein Arzt dieſe Pflichten, 
ſo hat der Führer den Arzt zu belehren und kann ihn auf gemeinſamen mit 
Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluß des Führers und des Führerrates ver- 
warnen oder ihm einen Verweis erteilen, auch Ordnungsſtrafen bis zu 300 8 
verhängen. 

2. Gegen die Verhängung einer Ordnungsſtrafe nach Abſ. 1 kann der Arzt 
innerhalb 2 Wochen nach Empfang der Mitteilung Beſchwerde bei dem Führer 


einlegen. Die Beſchwerde hat die Wirkung eines Antrages des Arztes auf Ein⸗ 


leitung des Berufsgerichtsverfahrens. ($ 48). Das Berufsgericht kann auch 
auf eine ſchwerere Strafe erkennen als diejenige, die von dem Führer verhängt 


Vorgehen Dritter. 


Schlichtungsſtellen und 
Schiedsgerichte. 


Die Berufsgerichte. 


Zuſammenſetzung der 
Berufsgerichte. 


Zuſtändigkeit. 
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worden iſt. Wird Beſchwerde nicht innerhalb der Friſt eingelegt, ſo wird die 
Ordnungsſtrafe rechtskräftig. Dem Arzt ſteht in dieſem Falle nicht mehr das 
Recht zu, einen Antrag auf Einleitung eines Berufsgerichtsverfahrens zu ſtellen. 

3. Im übrigen regelt die Ärztekammer das Nähere über die Berufsaufſicht. 


8 41 
Glauben Dritte, daß der Arzt ſeine Berufspflichten verletzt habe, ſo können 
ſie die Arztekammer zur Nachprüfung oder Schlichtung anrufen. Der Führer 
entſcheidet, ob die Einleitung eines Berufsgerichtsverfahrens erforderlich iſt. 


8 42 

1. Bei Streitigkeiten unter Arzten hat der Führer auf Antrag eines Arztes 
eine Schlichtung des Streites zu verſuchen. Bei beruflichen Streitigkeiten zwiſchen 
Arzten und Dritten findet die Vermittlung nur auf Antrag oder mit Zuſtimmung 
des Dritten ſtatt. 

2. Der Führer kann von den beteiligten Arzten Auskunft und perſönliches 
Erſcheinen verlangen. Bei unberechtigter Verweigerung der Auskunft oder des 
Erſcheinens kann von ihm eine Ordnungsſtrafe bis zu 150,— G verhängt 
werden, gegen beamtete Arzte jedoch nicht, wenn es ſich um Angelegenheiten 
handelt, die mit ihren amtlichen Pflichten zuſammenhängen. 

3. Iſt eine Schlichtung nicht möglich, ſo erläßt der Führer einen Schieds⸗ 
ſpruch, wenn die Parteien ſich unter Verzicht auf weitere Rechtsverfolgung mit 
einem ſchiedsrichterlichen Verfahren einverſtanden erklären. Auf das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren finden die für Schiedsgerichte geltenden Beſtimmungen der 
Zivilprozeßordnung Anwendung. 

4. Im übrigen kann die Arztekammer nähere Beſtimmungen über das 
Schlichtungsweſen und Schiedsgerichtsweſen treffen. 


Berufsgerichts barkeit 
IJ. Die Berufsgerichte und ihre Mitglieder. 
8 43 5 
Die Berufsgerichtsbarkeit wird durch beſondere Gerichte ausgeübt. Bei der 
Arztekammer iſt ein Berufsgericht und ein Berufsgerichtshof zu bilden. 


8 44 

1. Das Berufsgericht beſteht aus 2 Arzten und einem zum Richteramt 
befähigten Juriſten. Die Mitglieder des Berufsgerichts werden von der Arzte⸗ 
kammer auf die Dauer der Amtsperiode der Arztekammer ernannt. Den Vorſitz 
führt das richterliche Mitglied. 

2. Der Berufsgerichtshof beſteht aus einem richterlichen Mitglied des 
Obergerichts, einem Landgerichtsrat und 5 Arzten. Die richterlichen Mitglieder 
des Berufsgerichtshofes werden vom Gerichtspräſidenten der Freien Stadt 
Danzig für die Dauer der Amtszeit der Arztekammer ernannt. Von den ärzt⸗ 
lichen Mitgliedern des Berufsgerichtshofes werden zwei vom Senat und drei von 
der Arztekammer auf die Dauer der Amtszeit der Arztekammer ernannt. Den 
Vorſitz führt das richterliche Mitglied des Obergerichts. Der Führer und die 
Mitglieder des Führerrates dürfen nicht Mitglieder des Berufsgerichts oder des 
Berufsgerichtshofes ſein. Der Führer hat jedoch das Recht, der Verhandlung 
beizuwohnen oder ſich durch einen Beauftragten vertreten zu laſſen. Der Führer 


oder ſeine Beauftragten ſind zu der Hauptverhandlung als Beteiligte gemäß 


§ 58 Abſ. 1 zu laden. 
3. Die Arztekammer ſetzt die Entſchädigung für die Berufsrichter feſt. 


II. Die Zuſtändigkeit der Berufsgerichte. 
8 45 


1. Die Berufsgerichtsbarkeit erſtreckt ſich auf alle Arzte, die der Arztekammer 
unterſtehen, auf beamtete Arzte jedoch nur e als ihre Tätigkeit nicht einem 
Dienſtſtrafverfahren unterliegt. 
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f 2. Verletzt ein Arzt die ihm obliegenden Pflichten, ſo hat er die berufs⸗ 
gerichtliche Beſtrafung verwirkt. Bei Pflichtverletzungen beamteter Arzte iſt die 
vorgeſetzte Dienſtbehörde zu benachrichtigen. 


§ 46 
Rechtshilfe anderer Gerichts⸗, Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden ſind verpflichtet, 
Behörden. auf Erſuchen der Berufsgerichte zwecks Aufklärung des Tatbeſtandes Auskünfte 
zu erteilen. Die Berufsgerichte ſind berechtigt, auch die örtlichen Polizeibehörden 
um Auskunft oder um protokollariſche Vernehmung von Perſonen zu erſuchen. 


III. Berufsrichterliches Vermittlungs verfahren. 
§ 47 
Vermittlungsverfahren. Die Berufsgerichte können in jeder Lage des Verfahrens die Beilegung von 
Streitigkeiten vermitteln, welche ſich aus dem ärztlichen Berufsverhältnis zwiſchen 
Arzten und einem Arzt und einem Dritten ergeben. Bei Streitigkeiten zwiſchen 
einem Arzt und einem Dritten findet ein Vermittlungsverfahren nur auf Antrag 
oder mit Zuſtimmung des Dritten ſtatt. 


IV. Verfahren vor den Berufsgerichten. 
1. Allgemeine Beſtimmungen 
8 48 ö 
Einleitung und Ableh⸗ 1. Die Einleitung des Berufsgerichtsverfahrens kann von Amts wegen 
nung des Verfahrens. erfolgen oder durch Antrag, den jeder an das Berufsgericht ſtellen kann, veran⸗ 
laßt werden. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften müſſen die Einleitung des 
Berufsgerichtsverfahrens beantragen, wenn es mit Rückſicht auf das Anſehen 
des ärztlichen Standes geboten erſcheint. 
2. Das Verfahren wird durch Verfügung des Vorſitzenden des Berufs⸗ 
gerichts eingeleitet. Die Einleitung kann ſowohl aus rechtlichen wie aus tat⸗ 
ſächlichen Gründen abgelehnt werden. 


§ 49 
Verjährung. 1. Die berufsgerichtliche Verfolgung einer Verfehlung verjährt in 5 Jahren. 
Bei Verfehlungen, die eine nach allgemeinem Strafrecht ſtrafbare Handlung dar⸗ 
ſtellen, oder mit einer ſolchen in Verbindung ſtehen, verjährt die berufsgericht⸗ 
liche Verfolgung nicht, bevor die Strafverfolgung verjährt iſt. 

2. Jede Handlung des Vorſitzenden oder eines beauftragten Mitgliedes 
des Berufsgerichts oder des Richters im ſtrafgerichtlichen Verfahren, das wegen 
der gleichen Verfehlungen gegen den beſchuldigten Arzt gerichtet iſt, unterbricht 
die Verjährung. Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 


8 50 
Beiſtand des Beſchul⸗ Der Beſchuldigte kann ſich in jeder Lage des Verfahrens eines zum Richter⸗ 
digten. amte befähigten Juriſten oder eines Arztes als Beiſtand bedienen, dem auf 
Verlangen Einſicht in die Unterſuchungsakten zu gewähren iſt. 
Ss 51 
Strafen. 1. Die berufsgerichtlichen Strafen find: 


a) Verweis, 

b) Geldſtrafe bis zu 10 000 G, 

c) die Erklärung, daß der Beſchuldigte unwürdig iſt, der Arzteſchaft weiter 

anzugehören. 

2. Verweis und Geldſtrafe können nebeneinander als Strafen ausgesprochen 
werden. 

3. Die Strafe iſt nach der Schwere der Verfehlungen unter Berückſichtigung 
der geſamten Führung des Arztes zu bemeſſen. 

4. In geeigneten Fällen kann auf Veröffentlichung der berufsgerichtlichen 
Entſcheidung erkannt werden. 


Beſchlußfaſſung des 
Berufsgerichts. 


Verfahren. 
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8 52 

1. Das Berufsgericht beſchließt und entſcheidet in der Beſetzung mit drei 
Mitgliedern. Beſchlüſſe und Urteile des Berufsgerichts bedürfen der einfachen 
Stimmenmehrheit. Soll auf Ausſchluß aus der Arzteſchaft erkannt werden (§ 51, 
1c), fo iſt Einſtimmigkeit erforderlich. Sie find von den Mitgliedern des Berufs- 
gerichts, welche bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, zu unterſchreiben. 

2. Die Entſcheidung des Berufsgerichts iſt von dem Vorſitzenden zu ver⸗ 
künden. 

3. Iſt gegen den beſchuldigten Arzt wegen derſelben Verfehlungen bereits 
ein ſtrafgerichtliches Verfahren durchgeführt worden, jo ſind für das Berufs- 
gerichtsverfahren die tatſächlichen Feſtſtellungen des im Strafgerichtsverfahren 
ergangenen Urteils bindend. 


2. Nichtförmliches Berufsgerichts verfahren. 
8 53 

1. Verweiſe und Geldſtrafen bis zu 300 G können ohne förmliches Berufs⸗ 
gerichtspverfahren durch Beſchluß des Berufsgerichts verhängt werden. 

2. Die für die Beſchlußfaſſung erforderlichen Ermittlungen ſind anzuſtellen 
und aktenkundig zu machen. Hinſichtlich Art und Umfang der Ermittlungen iſt das 
Berufsgericht durch Anträge nicht gebunden. Vor der Verhängung einer Strafe 
muß der Beſchuldigte gehört werden. 

3. Das Verfahren wird durch einen Beſchluß abgeſchloſſen, der nur auf Be⸗ 


ſtrafung oder Einſtellung des Verfahrens lauten kann. Es kann auch eingeſtellt 


Einteilung des Ver⸗ 
fahrens. 


Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens. 


Ermittlungs verfahren. 


Hauptverhandlung. 


werden, wenn eine Verfehlung zwar vorliegt, dieſe aber ſo geringfügig iſt, daß 
eine Beſtrafung gegebenenfalls auch unter Berückſichtigung der geſamten Führung 
des Beſchuldigten nicht angebracht erſcheint. 


3. Förmliches Berufsgerichts verfahren. 
Ss 54 
Das förmliche Berufsgerichtsverfahren beſteht aus dem Ermittlungsver⸗ 
fahren und der Hauptverhandlung. 
8 55 
1. Das Verfahren wird durch einen Beſchluß des Berufsgerichts eröffnet, 
in welchem die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen aufzuführen 
ſind. Außerdem iſt in dem Beſchluß ein Mitglied des Berufsgerichts zu benennen, 
das das Ermittlungsverfahren führt. 
2. Die Eröffnung des Verfahrens kann von dem Berufsgericht ſowohl aus 
rechtlichen wie aus tatſächlichen Gründen abgelehnt werden. 


§ 56 

1. Nach der Eröffnung des Verfahrens findet zunächſt das Ermittlungs- 
verfahren ſtatt, in dem das vom Berufsgericht beſtimmte Mitglied alle ſachdien⸗ 
lichen Beweiſe zu erheben hat. Das Ermittlungsverfahren iſt ſoweit zu führen, 
daß ſich in der Regel eine weitere Beweisaufnahme erübrigt. 

2. Iſt das Ziel des Ermittlungsverfahrens erreicht, ſo überſendet das damit 
beauftragte Mitglied des Berufsgerichts die Akten dem Berufsgericht. Das Be⸗ 
rufsgericht beſchließt darüber, ob es das Ermittlungsverfahren für abgeſchloſſen 
oder deſſen Ergänzung zur weiteren Aufklärung der Sache für erforderlich hält. 
Ergibt ſich, daß der Eröffnungsbeſchluß weſentlich zu erachtende Tatſachen noch 
nicht enthält, ſo iſt er zu ergänzen. Der vom Berufsgericht zu erlaſſende Er⸗ 
gänzungsbeſchluß muß insbeſondere die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten Ver⸗ 
fehlungen durch Angabe der ſie begründenden Tatſachen bezeichnen und, ſoweit 
in der Hauptverhandlung Beweis erhoben werden ſoll, die Beweismittel angeben. 


8 57 
1. Die Vorbereitung der Hauptverhandlung liegt dem Vorſitzenden des 
Berufsgerichtes ob, der die Sitzungen zu beſtimmen und die Beteiligten dazu 
zu laden hat. Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Sie beginnt mit dem 


Zuläſſigkeit. 


Zuläſſigkeit. 
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Aufruf des Beſchuldigten und der etwa geladenen Zeugen und Sachverſtändigen. 
Alsdann verlieſt der Vorſitzende oder ein Mitglied des Berufsgerichts in An⸗ 
weſenheit der Zeugen den Beſchluß über die Eröffnung des Verfahrens, gegebenen⸗ 
falls auch den Ergänzungsbeſchluß und trägt das Ergebnis des bisherigen Ver⸗ 
fahrens vor. 

2. Daran ſchließt ſich die Vernehmung des Beſchuldigten, der Zeugen und 
Sachverſtändigten. Die Ausſagen nicht geladener, aber bereits vernommener 
Zeugen und Sachverſtändiger können in der Hauptverhandlung verleſen werden. 

3. Zum Schluß der Hauptverhandlung ſind der Beſchuldigte und ſein Bei⸗ 
ſtand mit ihren Ausführungen zu hören. Der Führer oder ſeine Beauftragten 
müſſen auf ihren Antrag ebenfalls gehört werden. Dem Beſchuldigten gebührt 
das letzte Wort. 

4. Das Berufsgericht kann nach freiem Ermeſſen weitere Beweiserhebungen 
beſchließen. 

5. Die Hauptverhandlung kann ſtattfinden, auch wenn der Beſchuldigte 
trotz ordnungsmäßiger Vorladung nicht erſchienen iſt. 

6. Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Verkündung des Urteils, das nur 
auf Freiſprechung, Beſtrafung, oder Einſtellung des Verfahrens lauten darf. Das 
Berufsgericht entſcheidet unter Beachtung der Berufsordnung und der ſonſtigen 
Regelungen nach ſeiner freien Überzeugung. Auf Einſtellung des Verfahrens 
kann erkannt werden, wenn eine Verfehlung zwar vorliegt, dieſe aber ſo gering⸗ 
fügig iſt, daß eine Beſtrafung gegebenenfalls auch unter Berückſichtigung der 
geſamten Führung des Beſchuldigten nicht angebracht erſcheint. 


V. Verbot ärztlicher Tätigkeit. 
8 58 

1. Iſt gegen einen Arzt ein förmliches Berufsgerichtsverfahren eingeleitet, 
ſo kann gegen ihn durch Beſchluß des Berufsgerichts ein Verbot ärztlicher Tätig⸗ 
keit verhängt werden, wenn zu erwarten iſt, daß er im Berufsgerichtsverfahren 
für unwürdig erklärt werden wird, der Arzteſchaft weiter anzugehören. 

2. Der Beſchluß kann nur auf Grund mündlicher Verhandlung ergehen. Er 
iſt mit Gründen zu verſehen und dem Beſchuldigten zuzuſtellen. Mit der Zu⸗ 
ſtellung des Beſchluſſes iſt dem Arzt verboten, weiterhin ärztlich tätig zu ſein. 
Ein Arzt der dem Verbot zuwiderhandelt, kann mit der im § 51 Abſ. 1c bezeich⸗ 
neten Strafe belegt werden, ſofern nicht nach den beſonderen Verhältniſſen des 
Falles eine der in 8 51 Abſ. La und b bezeichneten Strafen als ausreichende 
Sühne erſcheint. 

3. Gegen den Beſchluß auf Verbot ärztlicher Tätigkeit ſteht dem Arzt die 
Rechtsbeſchwerde an den Berufsgerichtshof zu. Sie hat keine aufſchiebende 
Wirkung. 

VI. Rechtsmittel. 
1. Rechtsbeſchwerde 
8 59 

1. Urteile des Berufsgerichts können von dem Führer oder von dem Be⸗ 
ſchuldigten mit der Rechtsbeſchwerde an den Berufsgerichtshof angefochten 
werden. Die Rechtsbeſchwerde iſt ausgeſchloſſen gegen Urteile des Berufsgerichts, 
die auf Verweis oder Geldſtrafe bis zu 1000 G oder auf mehrere dieſer Strafen 
erkennen, es ſei denn, daß das Berufsgericht in ſeinem Urteil die Rechtsbeſchwerde 
für zuläſſig erklärt hat. 

2. Die Rechtsbeſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß: 

a) die Entſcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung des 
beſtehenden Rechts oder auf einem Verſtoß wider den klaren Inhalt 
der Akten beruhe. 

b) das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

3. Der Nachprüfung des Berufsgerichtshofes unterliegt auch die Höhe der 
vom Berufsgericht verhängten Strafen, ſowie die Beweiswürdigung des Berufs⸗ 
gerichts. Der Berufsgerichtshof kann nach ſeinem freien Ermeſſen Beweiſe 
erheben. a a 


Einlegung und Begrün⸗ 
dung. 


Entſcheidung des Be⸗ 
rufsgerichtshofes. 


Beſchwerde gegen Be⸗ 
ſchlüſſe des Berufs⸗ 
gerichts. 


Rechtskraft des Urteils. 


Zuläſſigkeit. 


Gebühren u. Auslagen. 


Vollſtreckung. 


600 


§ 60. 

1. Die Rechtsbeſchwerde iſt bei dem Berufsgericht ſchriftlich einzulegen. 
Die Rechtsbeſchwerdefriſt beträgt 2 Wochen und beginnt mit dem Ablauf des 
Tages, an dem das Urteil dem Beſchuldigten und dem Führer zugeſtellt 
worden iſt. 

Der Beſchwerdeführer ſoll die Beſchwerde ſchriftlich begründen. Die Friſt 
für die Begründung beträgt 2 Wochen. Sie beginnt mit dem Ablauf der 
Rechts beſchwerdefriſt. 

3. Wird die Rechtsbeſchwerde darauf geſtützt, daß das Verfahren an weſent⸗ 
lichen Mängeln leide, ſo ſind in der Rechtsbeſchwerdebegründung die Tatſachen 
anzugeben, die den Mangel ergeben. Wird ſonſt die Verletzung einer Rechtsnorm 
oder ein Verſtoß wider den klaren Inhalt der Akten gerügt, ſo ſoll die Begrün⸗ 
dung die verletzte Norm oder den Verſtoß bezeichnen. 


. § 61 

1. Der Berufsgerichtshof beſchließt und entſcheidet nach mündlicher Be⸗ 
ratung in der Beſetzung von 7 Mitgliedern mit einfacher Stimmenmehrheit. Soll 
auf Ausſchluß aus der Arzteſchaft erkannt werden, jo müſſen dem Ausſchluß 
5 Mitglieder zuſtimmen. 

2. Der Berufsgerichtshof iſt an die geltend gemachten Gründe nicht ge⸗ 
bunden. Soweit die Rechtsbeſchwerde für begründet erachtet wird, iſt das ange⸗ 
fochtene Urteil aufzuheben. In dieſem Falle kann der Berufsgerichtshof in der 
Sache ſelbſt entſcheiden oder die Sache an das Berufsgericht zurückverweiſen. 
Das Urteil des Berufsgerichtshofes unterliegt keiner Anfechtung. 


2. Beſchwerde 
8 62 
Beſchlüſſe des Berufsgerichts ſind mit der Beſchwerde nur in den Fällen 
anfechtbar, in denen die Berufsgerichtsordnung die Beſchwerde ausdrücklich zuläßt. 
Die Beſchwerdefriſt beträgt 2 Wochen. Über die Beſchwerde entſcheidet der Be⸗ 
rufsgerichtshof ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß. 


§ 63 
Iſt das Verfahren durch ein rechtskräftiges Urteil abgeſchloſſen, ſo iſt 
gegen denſelben Beſchuldigten wegen derſelben Verfehlungen nur ein Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren zuläſſig. 


VII. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
§ 64 ; 

Ein förmliches Berufsgerichtsverfahren, das durch eine Entſcheidung (Urteil 
oder Beſchluß) des Berufsgerichts rechtskräftig abgeſchloſſen worden war, kann 
aus den Gründen wieder aufgenommen werden, aus denen nach den Beſtim⸗ 
mungen der Strafprozeßordnung ein Verfahren wieder aufgenommen werden 
kann. 

VIII. Koſten 
§ 65 

Für das Berufsgerichtsverfahren werden die baren Auslagen in Anſatz 
gebracht. Dieſe ſind von dem Vorſitzenden des Berufsgerichts feſtzuſetzen. Die 
Feſtſetzung iſt vollſtreckbar. a 


IX. Vollſtreckung 
§ 66 
Urteile und Beſchlüſſe ſind erſt nach erlangter Rechtskraft vollſtreckbar. Die 
Strafen des Verweiſes und der Erklärung, daß der Arzt unwürdig iſt, der Arzte⸗ 
ſchaft weiter anzugehören, gelten mit der Rechtskraft der Entſcheidung als voll⸗ 
ſtreckt, in der ſie ausgeſprochen ſind. 
§ 67 
Geldſtrafen werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben und 
fließen in die Kaſſe der Arztekammer. 
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{ Ordnungsſtrafen ($ 40), Geldſtrafen und dem Beſchuldigten auferlegte 
Koſten können von der Arztekammer unter Berückſichtigung der geſamten Führung 
des beſtraften Arztes ganz oder teilweiſe geſtundet oder erlaſſen werden. 0 


Erlaß, Stundung. 


X. Friſten und Zuſtellungen. 
§ 69 
Friſten, Friſtverſäu⸗ 1. Auf die Berechnung der Friſten, auf die Wiedereinſetzung in den vorigen 


mung, Wiedereinſet⸗Stand wegen Friſtverſäumung finden die einſchlägigen Vorſchriften der Straf⸗ 
zung in den vorigen prozeßordnung Anwendung. 
Stand und Stellung. 


2. Zuſtellungen erfolgen unter entſprechender Anwendung der einſchlägigen 
Vorſchriften der Strafprozeßordnung. 


XI. Ermächtigung 
§ 70 


Der Senat wird ermächtigt, das Berufsgerichtsverfahren durch eine Be 


Ermächtigung. rufsgerichtsordnung zu regeln, vor deren Erlaß die Arztekammer zu hören iſt. 


Artikel II 


Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Verordnung 
Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Artikel III 
Die Verordnung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 1. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Kluck 


256 Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung betr. die Erweiterung des Stadtkreiſes Danzig vom 8. Auguſt 1933 
(G. Bl. S. 375). 
Vom 30. November 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 13 und S 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 

Der § 2 der Verordnung betr. die Erweiterung des Stadtkreiſes Danzig vom 8. Auguſt 1933 
(G. Bl. S. 375) erhält folgenden zweiten Abſatz: 

Der Gemeindebeſchluß betreffend den Schlachtzwang vom 18. Juli 1910, genehmigt durch Be⸗ 
ſchluß des Bezirksausſchuſſes vom 30. September 1910 (Beilage zum Intelligenzblatt 1910 Nr. 286) 
tritt in den Landgemeinden Ohra, Altdorf, Emaus, Bürgerwieſen, Gr. Walddorf und Kl. Walddorf 
mit dem 1. April 1934, in der Landgemeinde Brentau mit dem 1. April 1935 in Kraft. Darüber 
hinaus findet der genannte Gemeindebeſchluß in den vorbezeichneten Gemeinden bis zum 30. September 
1938 keine Anwendung auf nicht gewerbliche Schlachtungen, welche von Beſitzern landwirtſchaftlich be⸗ 
nutzter Grundftüde vorgenommen werden und bei denen das Fleiſ e ausſchließli“ im eigenen Haushalt 
des Beſitzers verwendet wird. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 30. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greifer 
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257 Verordnung 
zur Abänderung des Geſetzes über Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. 
Vom 27. November 1933. 


Auf Grund des $ 1, Ziff. 68, 73, 89 und des $ 2 des Geſetzes der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 
Das Geſetz über völlige Sonntagsruhe im Handelsgewerbe in der Faſſung vom 27. Mai 1932 
(G. Bl. S. 258) wird, wie folgt, geändert: EA 
Der 8 7 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„Für Handelsbetriebe, deren vollſtändige oder teilweiſe Ausübung an Sonn- und Feſttagen 
zur Befriedigung täglicher oder an dieſen Tagen beſonders hervorgetretener Bedürfniſſe der Be⸗ 
völkerung erforderlich iſt, können durch Verfügung des Senats Ausnahmen von den Beſtimmungen 
des § 1 bis zur Dauer von 2 Stunden, für das Austragen von Milch nach vorange⸗ 
gangener Beſtellung bis zur Dauer von 4 Stunden, zugelaſſen werden. Die Waren, 
deren Verkauf geſtattet wird, ſind dabei genau zu bezeichnen. Sie ſind auf Fleiſchwaren, Bad- 
waren, Fiſche, friſches Obſt und Gemüſe, Milch, Eis, friſche Blumen, Kränze und Zeitungen zu 
beſchränken. Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter, die hierbei beſchäftigt werden, ſind mindeſtens an 
jedem dritten Sonntage von der Arbeit freizulaſſen. Für je 6 an Sonntagen geleitete Arbeits- 
ſtunden müſſen 1 Wochentag oder 2 Werktagsnachmittage freigegeben werden.“ 

Artikel II 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 27. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


258 Druckfehlerberichtigung. 


In der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes (G. Bl. S. 581) muß es im 
§ 10 Abſ. 1, 1. Zeile ſtatt „Erbgeſundheitsgericht“ heißen: „Erbgeſundheits ober gericht“. 


BH 


